
 

 

 

 

25-Prozent-Ziel: Umdenken erforderlich und laufende Vorschläge nicht außen vorlassen  

 

Der ZDH begrüßt das am 12. September 2023 vorgelegte KMU-Entlastungspaket sowie die Vorschläge zur Erreichung einer 25%-Reduzierung der Berichts-

pflichten, die am 17. Oktober gemeinsam mit dem Arbeitsprogramm für 2024 vorgelegt wurden. Es ist ein wichtiges und lang erwartetes Signal aus Brüs-

sel, dass der Bürokratieabbau stärker in den Fokus rückt. Die bislang vorgelegten Vorschläge sind teilweise positiv, vor allem die längeren Berichtsinter-

valle und die Begrenzung des Anwendungsbereichs für die Nachhaltigkeitsberichterstattung durch Anhebung der KMU-Grenzwerte in der Rechnungsle-

gungsrichtlinie.  

 

Dennoch reichen die bisherigen Maßnahmen nicht aus, um die Handwerksbetriebe tatsächlich zu entlasten. Es befinden sich aktuell zu viele Vorschläge 

im Gesetzgebungsverfahren, die Betriebe in Zukunft schwer belasten werden. Diese neuen Belastungen sind bei dem Reduzierungsvorhaben bislang nicht 

berücksichtigt. Zudem wird nicht ausreichend auf die kumulativen Belastungen sowie Inkohärenzen zwischen verschiedenen Initiativen geachtet. Die 

nachfolgenden Vorschläge zeigen daher auf, welche weiteren Maßnahmen für eine effektive Entlastung der Handwerksbetriebe wichtig wären. Generell 

muss bei künftiger EU-Gesetzgebung darauf geachtet werden, dass sie stärker an den Bedürfnissen der Unternehmen orientiert wird und unnötige Detail-

regelungen vermieden werden. Um dies zu erreichen, ist ein enger Austausch zwischen den Betrieben und der Politik von entscheidender Bedeutung. 

 

Bürokratie-Entlastung 

Brüssel, 28.11.2023 

Stellungnahme 
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Vorschläge für weitere Bürokratieentlastungsmaßnahmen 

Die nachfolgende Liste enthält die wesentlichen Forderungen des ZDH und ist nicht abschließend zu verstehen.  

Richtlinie/Verordnung Belastung ZDH-Vorschlag 

Entsendung  

(Durchsetzungsrichtli-

nie 2014/67/EU)  

Im Rahmen der nationalen Umsetzung von Art. 9 (1) und (2) 

der Richtlinie haben die Mitgliedstaaten eine Vielzahl unter-

schiedlicher Melde- und Dokumentationspflichten eingeführt, 

die für jede Entsendung einen immensen bürokratischen Auf-

wand bedeuten. 

Kurzfristig: Angemessene und begründete nationale Melde- 

und Dokumentationspflichten über ein gemeinsames elektroni-

sches System "eDeclaration", einschließlich Einbettung der A1-

Bescheinigung. 

Mittelfristig: Digitale Lösungen für Nachweise müssen weiter 

ausgebaut werden (z.B. europäischer digitaler Sozialversiche-

rungsausweis (ESSPass), EU ID Wallet). Die administrativen An-

forderungen in der Durchsetzungsrichtlinie müssen gestrafft 

und EU-weit harmonisiert werden, die unbestimmte Liste in 

Art. 9 (1) sollte überarbeitet werden. 

Verbraucherrecht 

(Verordnung 

2011/83/EU) 

Exzessive Informationspflichten in Art. 5 und 6 und unnötige 

Differenzierung zwischen Fernabsatz-, außerhalb von Ge-

schäftsräumen geschlossenen und allgemeinen Verbraucher-

verträgen. Die Informationspflichten erstrecken sich auch auf 

irrelevante Informationen: z. B. im Falle von Ausnahmen vom 

Widerrufsrecht die Information, dass kein Widerrufsrecht be-

steht. Darüber hinaus gelten für Verbraucherverträge im 

Fernabsatz und außerhalb von Geschäftsräumen unterschied-

liche Formvorschriften. 

Weitere Maßnahmen sind erforderlich, um das Verbraucher-

recht praktikabler zu gestalten, ohne das Niveau des Verbrau-

cherschutzes abzusenken, z. B., um unverhältnismäßige Folgen 

einer nur formal unrichtigen Belehrung über das Widerrufs-

recht zu vermeiden. Dazu sollte das Widerrufsmuster radikal 

vereinfacht werden, um die Verwendung rechtssicherer zu ge-

stalten. 

Aufgrund der Komplexität der Widerrufsregeln sollte außer-

dem im Falle einer unterlassenen oder fehlerhaften 
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Widerrufsbelehrung in jedem Fall ein Anspruch auf Wertersatz 

für fest verbaute Waren und bereits erbrachte Dienstleistun-

gen bestehen. Unfreiwillige Dienstleistungen zum Nulltarif kön-

nen schwere finanzielle Folgen für Handwerksbetriebe haben, 

bedeuten eine Ungleichbehandlung bei der Rückabwicklung im 

Vergleich zu gelieferten Waren und laden zum Missbrauch der 

verbraucherschützenden Normen zulasten von Handwerksbe-

trieben ein.  

Darüber hinaus sollten die Informationspflichten und Formvor-

schriften für Fernabsatz- und außerhalb von Geschäftsräumen 

geschlossene Verträge vereinheitlicht werden. 

Datenschutzgrundver-

ordnung 

(Verordnung (EU) 

2016/679) 

Dokumentationspflichten in Art. 7, 28, 30: Dokumentation der 

Einwilligung, Abschluss von Auftragsverarbeitungsverträgen mit 

Dienstleistern, Erstellung eines Verzeichnisses über Verarbei-

tungstätigkeiten. Jeder Arbeitgeber verarbeitet zur Durchfüh-

rung des Beschäftigungsverhältnisses zwangsläufig bestimmte 

Gesundheitsdaten (z.B. Fehltage wegen Krankheit) oder die Re-

ligionszugehörigkeit zwecks steuerrechtlicher Abrechnungen. 

Alle verbleibenden Betriebe, die keine Arbeitnehmer beschäf-

tigten scheitern an dem Ausschlussgrund der „nicht nur gele-

gentlichen Verarbeitung“. Nach überwiegender Auslegung wird 

die „gelegentliche Verarbeitung“ im Sinne von „Häufigkeit“ ver-

standen. Jeder noch so kleine Betrieb verarbeitet jedoch täglich 

Daten seiner Kunden. Im Ergebnis fällt kein einziger Betrieb in 

Europa in den Anwendungsbereich der Ausnahmevorschrift in 

Artikel 30 Absatz 5 DSGVO.  

Die Dokumentations- und Informationspflichten nach der Daten-

schutz-Grundverordnung sind zu überzogen. Es muss insbeson-

dere klargestellt werden, dass die Pflicht zur Erstellung eines Ver-

arbeitungsverzeichnisses nur dann gilt, wenn die Datenverarbei-

tung die Kerntätigkeit ist und nicht nur anlässlich einer anderen 

Tätigkeit erfolgt. Nur so kann die gesetzliche Ausnahmeregelung 

auch tatsächlich für die Kleinst- und Kleinunternehmen zur An-

wendung kommen. 

Zudem sollte entsprechend einer konsequenten Anwendung des 

risikobasierten Ansatzes bei risikoarmen Verarbeitungsprozes-

sen, die Informationspflicht in ein besonderes Auskunftsrecht 

des Kunden gewandelt werden. Ein Kunde, der bestimmte Infor-

mationen wünscht, hat diese umfassend zu erhalten. Für eine an-

lasslose Information über Rechtsgrundlagen, Fristen und Rechte, 
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Informationspflichten in Art. 13 und 15 bei der Erhebung perso-

nenbezogener Daten, z.B. über den Datenschutz und über das 

Auskunftsrecht der betroffenen Person. 

Im Erwägungsgrund 13 werden die besonderen Bedürfnisse der 

KMU bei der Anwendung der DSGVO berücksichtig. Dies hat 

sich in der Praxis jedoch nicht realisiert. 

die den Kunden nicht interessieren, besteht dagegen kein Be-

dürfnis. 

 

 

Nachhaltigkeitsbericht-

erstattung (CSRD) 

Richtlinie 

(2022/2464/EU) 

KMUs sind abgesehen von börsennotierten KMUs zwar nicht 

berichtspflichtig, aber werden als Teil von Wertschöpfungsklet-

ten dennoch an große Unternehmen berichten müssen.  

Die ersten großen Unternehmen müssen ab dem 1.1.2025 nach 

CSRD berichten. Somit müssen ab 2024 die Daten hierfür ge-

sammelt werden. Da frühestens im November 2024 mit der An-

nahme der KMU-Berichtsstandards gerechnet wird, bestände 

somit - sollten keine Änderungen der Fristen vorgenommen 

werden - große Unsicherheit bei KMUs, was zudem die Qualität 

der ersten Berichte mindern würde. 

Außerdem ist es problematisch, dass CSRD bislang erlaubt, dass 

große Unternehmen Berichte nach dem börsennotierten KMU-

Standard (LSME) abfragen dürfen. Der freiwillige KMU-Standard 

ist bislang optional. Die Kommission muss die Anerken-

nung/Nutzung des VSME stärker vorschreiben, damit er seine 

KMU-entlastende Wirkung auch wirklich entfalten kann.  

Zudem ist der VSME noch zu komplex. Gerade für KMU, die die 

Schwelle eines Kleinstunternehmens überschreiten, was im 

Ideal wäre ein Aufschieben von allgemeinen Berichtspflichten 

wie für sektorspezifische Berichte gerade im Kommissionsar-

beitsprogramm angekündigt und von der Kommission vorge-

schlagen, damit der freiwillige KMU-Berichtsstandard (VSME) fer-

tig ist, sobald Daten für die Abfragen großer Unternehmen ge-

sammelt werden müssen. 

Zudem muss sichergestellt werden, dass der erarbeitete freiwil-

lige KMU-Standard (VSME) ausreichend durch große Unterneh-

men anerkannt wird und diese nicht den komplexeren Berichts-

standard für börsennotierte KMU (LSME) von allen KMU einfor-

dern.  

Auch wenn die Formulierung zur Nutzung des Datenteils und des 

erklärenden Teils für kleine Unternehmen im VSME etwas offe-

ner geworden ist, wäre noch mehr Klarheit wünschenswert, dass 

neben Kleinstunternehmen auch Kleinunternehmen ihre Anfor-

derungen an VSME-Berichte auch erfüllen, wenn nur der Daten-

teil genutzt wird. 
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arbeitsintensiven Handwerk schnell passiert, drohen unverhält-

nismäßige Berichtsanforderungen. 

Taxonomie/ Green Asset 

Ratio (GAR) 

Verordnung 

(2020/852/EU), Del. Ver-

ordnung (COM (2021) 

4987 final) 

Ab 2024 werden Banken verpflichtet, ihre GAR zu bestimmen 

und zu veröffentlichen. In die Berechnung dieser fließen KMU-

Kredite bislang nur in den Nenner ein, jedoch nicht in den Zäh-

ler. Da sie nicht nach Taxonomie berichten müssen im Gegen-

satz zu großen Unternehmen, können KMU nicht nachweisen, 

dass sie grün sind.  

Infolgedessen wirken sich Kreditvergaben an KMU negativ auf 

die GAR von Banken aus, was bei einer möglichen Bedeutungs-

zunahme der GAR für potenzielle Investoren/Anleger, Banken 

dazu bringen könnte, die Kreditvergabe an KMU zu begrenzen. 

Eine Lösung wäre es, eine stark vereinfachte Taxonomie für KMU 

zu entwickeln, sodass diese ihre Grünheit nachweisen können. 

Dies wird allerdings definitiv nicht bis zum Anwendungsbeginn 

der GAR (1.1.2024) zeitlich möglich sein. 

Somit sollten KMU auch aus dem Nenner der GAR verschwinden, 

zumindest bis eine Möglichkeit gefunden ist, ihre Grünheit nach-

zuweisen. 

Zusätzlich wäre es dann allerdings sinnvoll, wenn Banken neben 

der GAR ihre KMU-Quote angeben würden, also die Anzahl/ das 

Volumen ihrer Geschäfte, das KMU ausmachen. Dies wäre für In-

vestoren/Anleger interessant, da KMU der Schlüssel zu einer er-

folgreichen grünen Transformation sind, sodass die Wahrneh-

mung von Unternehmen durch eine hohe KMU-Quote positiv be-

einflusst werden würde. 

Entgelttransparenzricht-

linie  

(2023/970/EU) 

Die Entgelttransparenzrichtlinie (EU) 2023/970 verpflichtet Be-

triebe mit mehr als 100 Arbeitnehmern zur Berichtserstattung 

über Lohnstrukturen, auch wenn sie Tarifverträgen unterliegen 

bzw. diese freiwillig anwenden, die Diskriminierung zwischen 

den Geschlechtern per se ausschließen. 

Überarbeitung von Art. 9 der Entgelttransparenzrichtlinie mit 

dem Ziel, tarifanwendende und tarifgebundene Betriebe auszu-

nehmen.  

Betriebe würden von ungerechtfertigtem bürokratischem Auf-

wand befreit. Der Tarifvertrag ist als Rechtsgrundlage der Gleich-

stellungsansprüche ausreichend.  
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Förderprogramme:  

ESF-Förderung 

Die Beantragung, Durchführung und Abrechnung von Projek-

ten, die mit Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) geför-

dert werden, ist zu bürokratisch. Im Handwerk wird insbeson-

dere die überbetriebliche Lehrlingsunterweisung (ÜLU) durch 

den ESF gefördert. Außerdem werden Gelder für Weiterbil-

dungen bereitgestellt. Allerdings müssen dafür die umfangrei-

chen Vergaberegelungen bei der Beschäftigung der Dozentin-

nen und Dozenten durch die Handwerkskammern beachtet 

werden. Aufgrund der Vielzahl und Kleinteiligkeit der Weiter-

bildungsangebote, ist es sehr belastend und zeit- und arbeits-

aufwendig, für jeden Kurs eine Stelle auszuschreiben. Dies 

steht nicht in Relation mit der geringen Förderung.  

Es bedarf eines vereinfachtes Vergabeverfahrens. Bis zu einem 

Betrag von 5.000 Euro pro Dozent/in sollten Vergabevorschrif-

ten nicht greifen und der Auftrag frei vergeben werden kön-

nen. Nur so können ESF-Gelder für Weiterbildungsmaßnahmen 

sinnvoll und unbürokratisch abgerufen werden.  

 

 

Umsatzsteuerabwick-

lung 

Richtlinien 

(2006/112/EG), 

(KOM(2022/701/endg.) 

Wenn ein Unternehmen im Ausland grundstücksbezogene 

Leistungen für Privatkunden erbringt, muss er sich im Zielland 

umsatzsteuerlich registrieren. Das Reverse Charge Verfahren 

greift nicht. Insbesondere im Handwerks- und Baubereich 

führt dies häufig zu einer steuerlichen Registrierungspflicht im 

Zielland.  

Aktuell ist im One-Stop-Shop (OSS) keine Option für den Vor-

steuerabzug vorgesehen. Wenn der Unternehmer in dem Mit-

gliedstaat, in dem er geschäftlich tätig ist, Material erwirbt, 

muss er den Vorsteuerabzug über ein separates Verfahren - 

das sogenannte Vorsteuervergütungsverfahren - beantragen. 

Der damit einhergehende Aufwand, hindert Unternehmen da-

ran, im Ausland aktiv zu werden.  

Die Erweiterung des bestehenden One-Stop-Shops (OSS) auf 

grundstücksbezogene Leistungen für Privatkunden würde eine 

umfassende Abwicklung von steuerlichen Verpflichtungen er-

möglichen.  

Unternehmen könnten folglich alle Dienstleistungen an Privat-

kunden (sämtliche Montage- und Werkleistungen, sowie 

grundstücksbezogene Leistungen) über das OSS-Verfahren effi-

zient abrechnen, was den administrativen Aufwand erheblich 

reduzieren würde. 

Zusätzlich sollte im OSS die Möglichkeit geschaffen werden, 

den Vorsteuerabzug geltend zu machen. 
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KOM-Vorschlag für eine Richt-

linie/Verordnung 
Belastung ZDH-Vorschlag 

EU-Lieferkettengesetz (CS3D) 

Vorschlag für eine Richtlinie 

(KOM (2022/71/endg.) 

Betroffene Unternehmen müssen eine risikobasierte 

menschenrechtliche und umweltrechtliche Sorgfalts-

prüfung durchführen und negative Auswirkungen ver-

hindern bzw. tatsächliche beenden. Bei Verstößen 

und fahrlässiger Handlung droht eine zivilrechtliche 

Haftung. Um sich von dieser Haftung vollständig zu 

befreien, müssen die Unternehmen u.a. Maßnahmen 

ergreifen, die sicherstellen, dass ihre Geschäftspartner 

die Sorgfaltspflichten ebenfalls einhalten. Dadurch be-

steht die Gefahr, dass die unmittelbar betroffenen Un-

ternehmen ihre Verpflichtungen auf ihre Geschäfts-

partner, vor allem ihre Zulieferer, in Form von Verhal-

tenskodizes übertragen. 

Im Rahmen des risikobasierten Ansatzes ist sicherzustellen, 

dass zumindest eine Priorisierung der Risiken möglich ist und 

europäische Lieferketten grundsätzlich mit einer geringen Risi-

kobewertung belegt sowie KMU-Bedürfnisse berücksichtigt 

werden. Verpflichtete Unternehmen müssen zumindest davon 

ausgehen können, dass die Einhaltung von Menschenrechten 

und Umweltstandards innerhalb der EU überwacht und Ver-

stöße sanktioniert werden. 

Die Angleichung der Berichterstattungsanforderungen in der 

CS3D an bestehende oder geplante Anforderungen (CSRD, 

EFRAG und die EU-Taxonomie) ist für eine solide und vergleich-

bare Berichterstattung unerlässlich. 

Ökodesign 

Vorschlag für eine Verordnung  

(KOM/2022/142 endg.) 

 

Die bisherige Ökodesign-RL regelte nur energiever-

brauchsrelevante Produkte. Die geplante Ökodesign-

VO will einen erweiterten Anwendungsbereich für fast 

alle Arten von Waren. Beispielsweise auch Textilien 

und Möbel fallen dann in den Anwendungsbereich. 

Auch die Ökodesign-VO will ein Rahmengesetz bleiben 

Das heißt, delegierte Rechtsakte definieren dann die 

genauen Pflichten auch an den Digitalen Produktpass 

und die grüne öffentliche Beschaffung. 

Es bedarf einer angemessenen Berücksichtigung der Besonder-

heiten von kleinen und mittleren Handwerksbetrieben bei den 

geplanten Vorgaben für Ökodesign. Insbesondere eine Berück-

sichtigung des Bereichs der Herstellung von Kleinseren und 

Unikaten bei der aufwendigen Erstellung einer Konformitätsbe-

wertung und eines Digitalen Produktpasses. 

Die Vorgaben für kleine und mittlere Handwerksbetriebe bei 

künftigen Transparenzpflichten entlang der 
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Handwerksbetriebe gelangen nach dem Verordnungs-

entwurf zunehmend in die Rolle des Herstellers und 

werden auch bspw. als Reparaturbetriebe weiterge-

hend von Ökodesign-Vorgaben betroffen. 

Wertschöpfungskette z. B. in ihrer Rolle als Reparaturbetriebe, 

müssen verhältnismäßig bleiben. 

Green Claims 

Vorschlag für eine Richtlinien 

(KOM/2023/166/endg.) 

Der Richtlinienvorschlag will, dass Verbraucher eine 

aufgeklärte und nachhaltige Entscheidung treffen kön-

nen. Sie sollen vor “Greenwashing” geschützt werden, 

das heißt vor falschen, unbegründeten oder irrefüh-

renden Angaben zur Nachhaltigkeit. Nach dem Richtli-

nienentwurf müssen solche Angaben künftig auf wis-

senschaftlich erwiesene Angaben gestützt werden und 

eine Vorabkontrolle durchlaufen in Form eines Zertifi-

zierungsverfahrens durch eine akkreditierte Stelle. 

Diese neuen Anforderungen sind nicht verhältnismä-

ßig für kleine und mittlere Unternehmen und insbe-

sondere nicht für den Bereich der Herstellung von 

Kleinserien und Unikaten. Dies gilt besonders vor dem 

Hintergrund der begrenzten Reichweite von Umwelt-

aussagen dieser wirtschaftlichen Akteure. 

KMU sollten von den auf große Unternehmen zugeschnittenen 

inhaltlichen und Verfahrensanforderungen (Zertifizierung) aus-

genommen werden. 

Zusätzlich bedarf es:  

- Eines vereinfachten und freiwilligen Standard für Um-

weltaussagen durch KMU.  

- Einer Konformitätsvermutung für den Bereich der Her-

stellung von Unikaten und Kleinserien. 

- Mittelstandsverträgliche Vorgaben für private Umwelt-

zeichen. 

- Weitergehende und verpflichtende Unterstützungs-

maßnahmen für KMU. 

 

Recht auf Reparatur 

Vorschlag für eine Richtlinie 

(KOM/2023/155/endg.) 

Geplante Einführung eines neuen europäischen For-

mulars für Reparaturinformationen (Artikel 4 des Vor-

schlags), obwohl dieselben Informationen bereits im 

Rahmen der Richtlinie über die Rechte der Verbrau-

cher bereitgestellt werden müssen (einschließlich der 

Identität und der Kontaktdaten des 

Die Einführung zusätzlicher Formulare und Informationspflich-

ten sollte vermieden werden, stattdessen sollte das europäi-

sche Verbraucherrecht praktikabler gestaltet und mehr Flexibi-

lität bei den Informationspflichten eingeräumt werden. 
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Gewerbetreibenden, verbindlicher Informationen 

über die Reparaturleistung, Informationen über den 

Preis usw.). 

Unverhältnismäßige Verschärfungen des Gewährleistungs-

rechts (z.B. die unverhältnismäßige Verlängerung der Gewähr-

leistungsfrist im Reparaturfall), die Handwerksbetriebe als Ver-

käufer treffe würden, müssen verhindert werden.  

Verpackungsverordnung 

Vorschlag für eine Verordnung  

(KOM/2022/677 endg.) 

Die EU-Gesetzesinitiative beinhält Nachhaltigkeitsan-

forderungen an Verpackungen wie Beschränkungen 

bestimmter Stoffe, Ziele für die Recyclingfähigkeit und 

Mindestquoten eines Recyclinganteils bei Kunststof-

fen. Des Weiteren sind im Vorschlag Anforderungen 

an Volumen und Leerraum, Verbote des Inverkehr-

bringens bestimmter Verpackungen sowie Zielvorga-

ben für die Wiederverwendung und Wiederbefüllung 

von Verpackungen enthalten. 

Insgesamt führt die Verordnungsinitiative zu administ-

rativen Hürden für kleine und mittlere Handwerksbe-

triebe. 

Im Wesentlichen fordert das Handwerk: 

- Ausnahmebestimmungen bei Wiederbefüllungs- und 

Wiederverwendungszielen müssen so konzipiert wer-

den, dass Handwerksbetriebe nicht mit unverhältnis-

mäßigen Pflichten belastet werden.  

- Dies gilt auch für Transportverpackungen.  

- Auch müssen auf standardisierte Prozesse zugeschnit-

tene Vorgaben, wie die sogenannte Leerraumminimie-

rung, mittelstandsverträglich sein.  

- Insbesondere auch Dokumentations- und Nachweis-

pflichten müssen für kleine und mittlere Handwerksbe-

triebe verhältnismäßig ausgestaltet werden. 

 

EU-Abfallrahmenrichtlinie 

Vorschlag für eine Richtlinie 

zur Änderung der Richtlinie 

2008/98/EG über Abfälle 

(KOM/2023/420 endg.) 

Das Lebensmittelhandwerk unterstützt die Vermei-

dung von Lebensmittelverlusten. Die Einführung EU-

weit verpflichtender Ziele zur Reduzierung von Le-

bensmittelverlusten bis 2030 gilt zwar nur für die Mit-

gliedstaaten und richtet sich nicht an einzelne Unter-

nehmen. Mit Blick auf die nationale Berichterstattung 

zu den erreichten Fortschritten besteht die Sorge, 

Zur Reduzierung von Lebensmittelabfällen ist notwendig, dass 

die Definition von „Bio-Abfall“ dahingehend präzisiert wird, 

dass bei der Messung von Lebensmittelabfällen keine nicht-

essbaren Bestandteile erfasst werden, die unvermeidbar sind. 

Das Lebensmittelhandwerk unterstützt die Initiativen der Kom-

mission zur Klärung und Harmonisierung der einschlägigen 

Rechtsvorschriften, um rechtliche und operative Hindernisse zu 
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dass Dokumentationspflichten auf die Betriebe zu-

rückfallen werden.  

beseitigen, die der Umverteilung von sicheren und gesundheit-

lich unbedenklichen Lebensmitteln in der EU entgegenstehen. 

Darüber müssen die Verfahren digitalisiert und verschlankt 

werden (Negativbeispiel: Wiederverwendung von Lebensmit-

telresten als Futtermittel. Hierfür ist in Deutschland zunächst 

eine Registrierung und Zulassung als Futtermittelhersteller er-

forderlich). 

Die Entwicklung neuer digitaler Tools und innovativer Applika-

tionen sollte gefördert werden, um es Herstellern und Händ-

lern leichter zu machen, Lebensmittelreste an Konsumenten 

weiterzugeben. 

KI-Gesetz (AI-Act) 

Vorschlag für eine Verordnung  

(KOM/2021/206 endg.) 

 

KMU werden zunehmend als Vertriebshändler u.a. 

auch von Hochrisiko-KI in der KI-Lieferkette tätig sein. 

Die Sorge vor unkalkulierbaren Haftungsrisiken beim 

Vertrieb und der Anwendung von digitalen Produkten 

muss Betrieben allerdings genommen werden. Hand-

werksbetriebe dürfen als Händler nicht für die die 

Konformität eines Produktes, auf dessen Software sie 

keinen Einfluss haben, verantwortlich gemacht wer-

den. Dies gilt ebenso für das Cyberresilienzgesetz 

(CRA) und die Produkthaftungsrichtlinie. 

Bestimmungen, die die Interessen kleiner und mittlerer Unter-

nehmen in der KI-Lieferkette wahren sowie Ausnahmeregelun-

gen für Kleinstunternehmen bei der Prüfung von Konformitäts-

pflichten müssen aufrechterhalten werden. Betriebe dürfen 

rechtlich nicht als Anbieter betrachtet werden, wenn sie ihren 

Namen oder ihr Markenlabel auf ein Produkt mit Hochrisiko-KI-

System platzieren, auf das sie letztlich keinen Einfluss haben.   

KMU müssen sich auf die Informationen verlassen können, die 

ihnen von Anbietern von Hochrisiko-KI-Systemen bereitgestellt 

werden.  

Es muss eine angemessene Einbindung europäischer KMU in 

die Governance-Gremien und Standardisierungsentwicklungs-

prozesse sichergestellt werden. 
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Der Zentralverband des Deutschen Handwerks e. V. (ZDH) vertritt die Interessen von rund 1 Million Handwerksbetrieben in Deutschland mit mehr als 5,6 Millionen Beschäftigten. Als Spitzenorganisa-

tion der Wirtschaft mit Sitz in Berlin bündelt der ZDH die Arbeit von Handwerkskammern, Fachverbänden des Handwerks auf Bundesebene sowie bedeutenden wirtschaftlichen und sonstigen Einrich-

tungen des Handwerks in Deutschland. Mehr unter www.zdh.de 

 


